
Problemen und Turbulenzen verbunden
sein muss, dass wir 1998 schließlich die
schwerste Niederlage bei einer Bundes-
tagswahl seit 1949 erlitten und dass uns
nach überraschend schneller Erholung
Ende 1999 eine schwere Krise getroffen
hat, in der das Ansehen von 16 Jahren er-
folgreicher Politik in einer Art Selbstbe-
schädigung vorübergehend erheblich be-
lastet und getrübt wurde. Wer dies alles
bedenkt, begreift, dass die derzeitige Dis-
kussion über Probleme der Union zu kurz
greift und ganz gewiss nicht mit einer Per-
sonaldebatte behoben werden kann.

2. Angesichts der Gesetzmäßigkeit öf-
fentlicher Debatten spricht viel dafür,
Aufmerksamkeit für die Opposition
durch Kampagnen zu erzielen. Aber die
Nähe zur Zeit eigener Regierungsver-
antwortung begrenzt den Spielraum
dafür. Mit Inhalten seien Wahlen nicht
zu gewinnen, wird gesagt, und Schrö-
ders Wahlerfolg 1998 scheint das zu
beweisen. Dabei wird übersehen, dass
die SPD dafür 16 Jahre benötigte. Und
deshalb taugen die Erfahrungen von
1998 wenig für die Frage, wie die Union
alsbald nach der Wahlniederlage wie-
der mehrheitsfähig werden kann.

Dr. Wolfgang Schäuble

1. Die Aufregung war groß über ein
Plakat zum Rententhema, das  – kaum
vorgestellt – von der CDU-Führung
wieder zurückgezogen werden musste.
Dahinter verbirgt sich ein Problem un-
serer öffentlichen Debatte. In dem
durch die Vielfalt von Medien und In-
formationen härter gewordenen Wett-
bewerb nicht nur um Auflagen und Ein-
schaltquoten, sondern in Wahrheit um
das knappe Gut öffentlicher Aufmerk-
samkeit, setzen sich kurzfristig Laut-
stärke und Provokation eher durch als
Seriosität und Solidität. 

Zwar fordern alle den Streit in der Sache
und den Austausch von Argumenten,
aber in Wahrheit hören weniger zu,
wenn die Opposition zur Renten- oder
Steuerpolitik der Regierung neben einer
grundsätzlichen Zustimmung Kritik und
Alternativen im Detail vorträgt. Zustim-
mung oder Ablehnung – für mehr be-
steht in manchen Medien kaum Interes-
se, und Spannung entsteht allenfalls aus
der Frage, ob ein Gesetzesvorhaben der
Regierung scheitert oder ob sich die Ko-
alition durchsetzt.

Neuanfang mit Turbulenzen

Umgekehrt muss die Union bedenken,
dass sie bis zur Bundestagswahl vor
zweieinhalb Jahren über 16 Jahre die
maßgebliche Regierungsverantwortung
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im Bund getragen hat, so dass jede
Kritik an der derzeitigen Regierungspo-
litik sich immer an dem messen lassen
muss, was in den Augen der Bevölke-
rung die Union in Regierungsverant-
wortung erreichte und was unerledigt
geblieben ist. Dabei muss allerdings der
Versuchung widerstanden werden, alte
Schlachten noch einmal neu schlagen
und jetzt gewinnen zu wollen, denn für
die Frage, wer früher Recht gehabt hat,
interessiert sich die Öffentlichkeit leider
auch nur begrenzt.

Man muss dann noch berücksichtigen,
dass ein Neuanfang in der Opposition
nach langer Regierungszeit immer mit



Aus Krisen und Fehlern lernen

Im übrigen zeigt die Erfahrung mit dem
Rentenplakat, dass die Basis der Union
ein Übermaß an Konfrontation schwer
erträgt. Andere mögen da weniger
empfindsam sein – aber dafür müssen
wir uns nicht schämen. Und außerdem
darf man nicht vergessen, dass die An-
hänger der Union durch die selbstver-
schuldete Krise noch verletzt sind und
an die Seriosität der eigenen Position
und Methoden eher strengere Anforde-
rungen stellen. Auch das muss ja kein
Nachteil sein. Man
soll ja aus Krisen
und Fehlern auch
lernen.

Natürlich erwarten
die eigenen Anhän-
ger kämpferische
Auseinandersetzun-
gen. Das ist die Auf-
gabe im politischen
Wettbewerb gera-
de der Opposition.
Aber die Lautstärke des Beifalls eigener
Anhänger darf nicht zu leicht mit der
Zustimmung der Mehrheit gleichge-
setzt oder verwechselt werden.

Oppositionsprogramm

3. Wir haben uns 1998/99 vor und auf
dem Erfurter Parteitag ein Oppositions-
programm gegeben, in dem wir nicht
alles in der Opposition anders machen
wollten, als es zuvor uns in Regierungs-
verantwortung gelang, sondern, in dem
wir auf der Grundlage unserer vom
christlichen Bild vom Menschen und von
der Gesellschaft geprägten Werten und
Überzeugungen in offener Diskussion
mit allen Gruppen der Bevölkerung neue
Antworten suchen wollten auf neue Fra-
gen in unserer Zeit so dramatischer Ver-
änderungen in Politik, Wirtschaft, Gesell-
schaft, Wissenschaft und Umwelt.

Daran wird gearbeitet, und das bleibt
richtig, von der Familie über die Bil-
dungspolitik bis zur Neuordnung unse-
rer sozialen Sicherungssysteme, vom
ehrenamtlichen Engagement über De-
zentralisierung und Reform unseres Fö-
deralismus bis zum europäischen Ver-
fassungsvertrag, von der Vereinbarkeit

wirtschaftlichen Wachstums mit ökolo-
gischer Nachhaltigkeit übe die Frage,
wie die bewährten Prinzipien der sozia-
len Marktwirtschaft im Zeitalter der
Globalisierung durchgesetzt werden
können bis zu den schwierigen ethi-
schen Fragen, die die Fortschritte in Na-
turwissenschaften und Medizin zuneh-
mend aufwerfen.

Partei der Mitte

So bleibt die Union Volkspartei, die auf
der Grundlage fester Wertüberzeugun-
gen zur Mitte hin integriert. Das gilt

etwa auch für die Aufgabe, Offenheit
und Toleranz bei Zuwanderung zu be-
wahren und Integration sicherzustellen.
In der modernen Welt von Globalisie-
rung, Beschleunigung und Entgrenzung
wächst auch das Bedürfnis nach Nähe
und Vertrautheit. So entsteht Orien-
tierung, und um die müssen wir uns
bemühen.

Mitte ist eben nicht, wie Schröder und
Müntefering Glauben machen wollen,
nur das Produkt geschickter medialer
Inszenierung, sondern Mitte ist werte-
gegründete Substanz statt Beliebigkeit. 

Das ist die Aufgabe der Union, und das
ist unsere Chance, eben weil das Be-
dürfnis nach Verlässlichkeit und Orien-
tierung wächst. Hysterische Prozesse
medialer Erregung – wie besonders
traurig in Sebnitz – dürfen nicht zum Po-
litikersatz werden. Also bleibt Substanz
gefragt. Da liegt Schröders Manko und
die Stärke der Union.

4. Manchmal braucht es auch etwas
Zeit. Das fällt schwer, wenn ständig ir-
gendwo Wahlkämpfe sind. Wenn dann
noch die Meinungsumfragen zu wün-
schen übrig lassen und Kontroversen in

den eigenen Reihen vernehmbar wer-
den, wächst die Unruhe schnell.

Wir sollten uns die Zeit für substantielle
Debatten dennoch nehmen. Die Op-
position muss nicht jeden Tag einen
fertigen Gesetzentwurf präsentieren –
der landet mangels Mehrheit am Ende
doch nur im Papierkorb. Vielmehr muss 
die Opposition ihren politischen Stan-
dort und ihre Konzeption zusammen-
hängend erklären. Also Richtung und
Kohärenz, Substanz eben, statt kurzat-
miger Schlagzeilenjagd.

Im übrigen darf
politische Debatte
auch nicht auf die
nächste Wahl be-
schränkt wirken.
Wenn die Bevöl-
kerung den Ein-
druck gewinnen
sollte, den Politi-
kern ginge es im-
mer nur um die
nächste Wahl, lä-
ge das Missver-

ständnis nahe, es ginge ausschließlich
um die Frage, wer was wird und nicht
mehr wozu und warum. Und das könn-
te am Ende die Bevölkerung weniger in-
teressieren als die Parteien vermuten.
Auch deshalb schaden Personaldebat-
ten zur Unzeit. Im übrigen gilt eben
auch: Jede Führung ist so stark, wie ihre
Unterstützung reicht. Wir in der Union
brauchen eine starke Führung, und des-
halb braucht unsere Führung auch Un-
terstützung. 

Noch einmal: Die Aufgabe der Union in
der Opposition ist, durch substantielle
Debatten zukunftstaugliche Entwürfe
mehrheitsfähig zu machen. Das braucht
auch Maß und Atem. Krisen neigen zur
Atemlosigkeit. Dem muss widerstanden
werden. Der Evangelische Arbeitskreis
hat sich in Jahrzehnten in seiner Arbeit
immer darum bemüht, über die aktuel-
len Erregungen hinweg in der Union für
die auch langfristig orientierte Grund-
satzarbeit einzutreten. Dieser Beitrag
wird heute mehr denn je gebraucht.     �

Anm.: 
Dr. Wolfgang Schäuble, MdB,
ist Mitglied des Präsidiums der 

CDU Deutschlands.
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„Die Aufgabe der Union
in der Opposition ist, durch substantielle

Debatten zukunftstaugliche Entwürfe
mehrheitsfähig zu machen.“

Dr. Wolfgang Schäuble
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Liebe Leserin, lieber Leser, 
die 38. Bundestagung des Evangeli-
schen Arbeitskreises der CDU/CSU in
Fulda war eine sehr gut besuchte und
äußerst anregende Tagung. Wir haben
in der Bundesarbeitskreissitzung u.a.
die Wahlen zum Vorstand durchge-
führt. Ich freue mich, dass wir im neu-
en Bundesvorstand wieder einmal
Menschen haben, die sich für den EAK
mit inhaltlicher Arbeit und zeitlichem
Engagement einbringen werden. 

Bedanken möchte ich mich für das
große Vertrauen, das mir und der von
mir geleisteten Arbeit entgegenge-
bracht wurde. Das Wahlergebnis war
Grund zur Freude! Auf der Basis dieses
sehr guten Wahlergebnisses werde ich
mich die kommende Zeit mit Hingabe
den Aufgaben widmen, die im Evan-
gelischen Arbeitskreis auf uns zukom-
men. Im Bundesarbeitskreis konnten
wir neben den Wahlen aber auch in-
haltlich arbeiten und ich bin froh, dass
wir letztlich zwei Erklärungen verab-
schieden konnten. 

Mit der Erklärung zur „Euthanasie“ ha-
ben wir ein deutliches Signal gesetzt. In
dieser Erklärung fordern wir u.a.: Der
„Zweig des Gesundheitswesens, der
sich mit der Linderung des Leidens und
mit kompetenter Schmerztherapie be-
fasst, wo Heilung aussichtslos ist, muss
gestärkt werden. Die Bundesregierung
hat bisher eine angemessene Förde-
rung dieses unterversorgten Bereichs
vernachlässigt. In diesem Zusammen-
hang ist zu überlegen, inwieweit das
Betäubungsmittelgesetz einer barm-
herzigen Tumorschmerztherapie zum
Teil entgegensteht.“ 

Und auch über die „Verletzung der po-
litischen Kultur in Deutschland“ haben
wir uns anlässlich der Debatte um die
verbalen Entgleisungen des Bundesum-
weltministers geäußert. Mir ist es dabei
wichtig zu betonen, dass die politische
Kultur in Deutschland von jeder Partei
zu achten ist, dies gilt gerade auch für
die CDU. Das „C“ verpflichtet die Poli-
tiker hier im besonderen. Dem General-
sekretär der CDU, Laurenz Meyer, die
„Mentalität eines Skinheads“ zuzu-

schreiben, verletzt die Kultur demokra-
tischer Auseinandersetzung.

Sie finden die Texte der Erklärung zur
„Euthanasie“ sowie die Erklärung zur
„Verletzung der politischen Kultur in
Deutschland“ in dieser Ausgabe der
Evangelischen Verantwortung. Wir
werden in Zukunft auf unseren Bun-
destagungen noch mehr Gewicht auf
diese Form inhaltlicher Arbeit legen. 

Ich habe mich gefreut, dass trotz der
Kommunalwahl vor Ort und den
Landtagswahlen in Baden-Württem-
berg und Rheinland-Pfalz so viele
Gäste an unserer Tagung teilgenom-
men haben. Sowohl das theologische
Abendgespräch mit dem Kirchenpräsi-
denten Prof. Dr. Steinacker und dem
katholischen Bischof Wanke in der
Christuskirche sowie die Vorträge un-
serer Parteivorsitzenden, Frau Dr. An-
gela Merkel und des Bischofs der Evan-
gelischen Kirche von Kurhessen-Wal-
deck, Dr. Martin Hein, haben deutlich
gemacht wie wertvoll diese Tagung für
alle gewesen ist. Fulda, die kurhessi-
sche traditionsreiche Barockstadt wird
denen, die an der Tagung teilnehmen
konnten, in guter Erinnerung bleiben. 

Viele Briefe habe ich bekommen, in de-
nen mir meine eigene Einschätzung be-
stätigt wurde. Ich bin der festen Über-
zeugung, dass sich der Evangelische
Arbeitskreis in einer Aufbruchstim-
mung befindet. Dies ist unübersehbar!
Und es freut mich, dass dies auch in der
eigenen Partei gesehen wird. 

Es gilt nun, dass die Landesverbände
mit Kreativität und Schwung die politi-
sche Bedeutung des EAK vor Ort er-
kennbar werden lassen. Die kommen-
de Zeit, so hoffe ich, wird hier sichtbare
Erfolge bringen. Dies wäre nicht zuletzt
für die kommende Bundestagswahl
von Bedeutung. 

Dies heißt aber, dass wir uns weiter in-
tensiv der Themen annehmen, die aus
christlicher Sicht kompetente Begleitung
erfordern. Wir haben das 6. Berliner
Theologische Gespräch dem Thema ge-

widmet: „Gentechnologie. Fluch oder
Segen?“ Prof. Dr. Hartmut Kreß, der die
Nachfolge von Prof. Martin Honecker in
Bonn angetreten hat und der Bun-
destagsabgeordnete Werner Lensing
(CDU), haben vor rund 150 Besucherin-
nen und Besuchern in der Vertretung
des Landes Baden-Württemberg beim
Bund in hervorragender Weise die um-
fangreiche Problematik dieses Themas
umrissen und den möglichen christli-
chen Standpunkt beleuchtet. Wir wer-
den dieses Thema weiter verfolgen. 

Dasselbe gilt für das Thema des Religi-
onsunterrichtes. Ich habe öffentlich
mein Befremden darüber geäußert,
dass das Bundesverfassungsgericht
m.E. viel zu lange an der Klärung der
Frage der Religionsunterrichtes arbei-
tet. Gerade in den Bundesländern, in
denen der Religionsunterricht kein ver-
pflichtendes Lehrfach bisher ist werden
zusehend Fakten vor Ort geschaffen. 

Es kann nicht angehen, dass in Berlin
durch die Blockadepolitik der SPD die
Einführung eines Wahlpflichtfaches
jetzt schon 10 Jahre verzögert wird. Es
ist mir unverständlich, welch notori-
sche Widerständigkeit hier gegenüber
einem Modell geleistet wird, das dem
Schüler die Wahl stellt, sich zwischen
Ethik und Religion entscheiden zu kön-
nen. Die Werteerziehung in der Schule
kann nicht allein in anderen Fächern
geleistet werden, sondern bedarf der
ruhigen und verpflichtenden Reflexion.

Jochen Borchert, MdB
Bundesvorsitzender des EAK



Dr. Martin Hein

Sehr geehrte Frau Merkel, 
sehr geehrter Herr Borchert,
meine Damen und Herren!

Gerne bin ich Ihrer Einladung zur Bun-
destagung des Evangelischen Arbeits-
kreises der CDU/CSU gefolgt. Es ehrt
mich, unmittelbar nach den Ausführun-
gen der Parteivorsitzenden aus einer an-
deren Perspektive über das „Christli-
che“ in der Politik sprechen zu können. 

Diese andere Perspektive ist formal da-
durch bestimmt, dass ich mich als Bischof
der Evangelischen Kirche von Kurhessen-
Waldeck nicht unmittelbar politisch
betätige oder gar Parteipolitik betreibe.
Nach dem Dienstrecht trifft auf den Bi-
schof die gleiche Bestimmung zu, die für
Pfarrerinnen und Pfarrer unserer Landes-
kirche gilt: „Der Pfarrer hat sich bei der
Wahrnehmung seiner staatsbürgerlichen
Verantwortung so zu verhalten, dass er
in seinem Dienst allen ohne Ansehen der
parteipolitischen Zugehörigkeit glaub-
würdig bleibt.“ Das ist die eine Seite.

Andererseits wird in vielen Begegnun-
gen mit Vertreterinnen und Vertretern
des politischen Lebens, aber auch der
Medien immer wieder angefragt, wel-
che Orientierung und welche Maßstäbe
die evangelische Kirche zu vermitteln
habe. Es ist deshalb eine unbestrittene
Aufgabe eines Bischofs, christlich be-
gründete Standpunkte in die öffentliche
Debatte einzubringen und zu versu-
chen, auf verschiedenen Wegen poli-
tisch Einfluss zu nehmen, um sie zur Gel-
tung zu bringen. 

Die Frage, ob es Sinn macht und seine
Berechtigung hat, wenn sich eine Partei
ausdrücklich christlich nennt und damit 
die Erwartung weckt, dass in ihrer Poli-
tik auch „Christliches“ zum Ausdruck
kommt, ist daher nicht nur innerparteilich
zu verhandeln. Hier könnte auch eine

Stellungnahme aus Sicht der Kirche zur
Klärung beitragen. Insofern bin ich dank-
bar für die Gelegenheit, Ihnen meine
Überlegungen zum Thema „Gibt es
christliche Politik?“ vortragen zu können.

I.Ich beginne mit einer kurzen histo-
rischen Reminiszenz: An der Wiege

der Gründung der CDU standen wichti-
ge, durchaus schmerzliche Erfahrun-
gen: zum einen die Erinnerung an das
Desaster der bürgerlichen Parteien in
der Zeit unmittelbar vor der nationalso-
zialistischen Gewaltherrschaft, zum
anderen die Katastrophe der NS-Zeit
und ihrer Folgen insgesamt. 

Für das politische Scheitern der Weima-
rer Republik lässt sich ein ganzes Bündel
von Ursachen nennen: das zum Teil
rückwärts gewandte Denken und die
Idealisierung des kaiserlichen Deutsch-
lands, die innere Distanz zur Republik,

eine Verachtung des Parlamentarismus,
die Ablehnung der Parteien, die die Re-
publik zunächst trugen, aber sicher auch
die Uneinigkeit im bürgerlichen Lager,
die Pflege eines unproduktiven Konfes-
sionalismus im Bereich der Politik sowie
die wirtschaftliche Misere und die Radi-
kalisierung auf beiden Flügeln der Poli-
tik. So wurde die politische Macht eine
letztlich leichte Beute der Nationalsozia-
listen. Auch die Kirchen hatten an dieser
unseligen Entwicklung ihren Anteil.

Für die Gründung der CDU ergaben sich
daraus nach dem Krieg zwei Konse-
quenzen:

1. Die Barbarei des Nationalsozialismus
sollte sich nie wiederholen.

2. Engagierte Christen müssen in der Po-
litik möglichst geschlossen agieren.

Folgerichtig gründete sich eine Partei
auf christlicher Grundlage, die die bis-
her trennenden konfessionellen Gren-
zen hinter sich ließ und die in ihrer
christlichen Wertorientierung ein Boll-
werk gegen die Menschenverachtung
der Nationalsozialisten oder anderer to-
talitärer Systeme zu sein versprach. Die
Bejahung der parlamentarischen Demo-
kratie und ihrer freiheitlichen Verfas-
sung waren Selbstverständlichkeiten
dieser Neugründung. Die Partei richtete
sich an alle, die auf der Grundlage der
Einsicht in die Würde und Freiheit aller
Menschen und der daraus resultieren-
den Leitlinien Politik gestalten wollten -
seien sie nun Christen oder nicht. 

Dieses Vermächtnis des Ursprungs ist
weiterhin prägend: Aus der christlichen
Fundierung folgt die Orientierung an ei-
nem sozialstaatlichen Gesamtkonzept,
der sozialen Marktwirtschaft, und die
Ausrichtung an der westlichen Werte-
gemeinschaft.

Die CDU versteht sich als Volkspartei.
Die besondere Fähigkeit solch eines Par-
teitypus besteht darin, Interessen unter-
schiedlichster Art zu integrieren. „Inte-
gration“ meint mehr,  als nur einen in-
nerparteilichen Ausgleich zu erzielen.
Während sich eine Klientelpartei unmit-
telbar wie eine Standesvertretung für
bestimmte begrenzte Standesinteressen
einsetzt, braucht eine Volkspartei eine
Idee von der anzustrebenden Gesell-

Politik in christlicher Verantwortung
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Gibt es christliche
Politik?

Bischof Dr. Martin Hein: 
„ ...wir brauchen – durch alle Parteien
hindurch – auch Politiker und
Politikerinnen, die sich freimütig zu
den christlichen Grundlagen ihres
Denkens, Handelns und Wertens
bekennen.“



schaft – einen Entwurf, wie die Zukunft
gestaltet sein soll. Sie braucht eine Vor-
stellung vom Gemeinwohl, in die ein
politisches Vorhaben so integriert wer-
den kann, das zwischen der konkreten
Maßnahme und dem Bild vom Gemein-
wohl ein nachvollziehbarer innerer Be-
zug erkennbar wird. Für diesen Entwurf
eines gesellschaftlichen Leitbildes rich-
tet sich die CDU bewusst an christlichen
Wertvorstellungen aus und sucht von
ihnen her die auch in dieser Partei vor-
handenen unterschiedlichen Interessen
einander zuzuordnen.

II.Was aber bedeutet Orientierung
an christlichen Wertvorstellun-

gen? Diese betreffen in erster Linie wohl
das Verständnis vom Menschen, das al-
lem weiteren politischen Handeln zu-
grunde liegt. Nach christlicher Auffas-
sung ist der Mensch Geschöpf Gottes
und steht in der Verantwortung vor ihm.

Ein solches Fundament, biblisch begrün-
det, entzieht sich allen oberflächlichen
Kategorien wie „konservativ“ oder
„fortschrittlich“. Im Blick ist der einzelne
Mensch! Demgegenüber findet sich in
rechts- wie linksextremen Überzeugun-
gen die grundsätzliche Überordnung
von kollektiven Interessen über das Indi-
viduum – mit allen Folgen, die die deut-
sche Geschichte des 20. Jahrhunderts in
unterschiedlichen Facetten gezeigt hat.

Christliches Menschenbild

Da sich das christliche Menschenbild ei-
ner vordergründigen politischen Einord-
nung widersetzt, ist es nur konsequent,
wenn auf dieser Grundlage mit unter-
schiedlichen Baumaterialien weiterge-
baut wird. Zum Fundament passen auf
der einen Seite wertkonservative Über-
zeugungen; mit Blick auf die Gestaltung
des gesellschaftlichen Zusammenlebens
gehören aber ebenso Gedanken aus der
christlichen Soziallehre und liberales Ge-
dankengut aus dem Erbe der europäi-
schen Aufklärung hinzu. Christliche Wer-
torientierung engt also nicht ein, sondern
ermöglicht eine verantwortungsvolle Ge-
staltungsfreiheit – gebunden an die Prin-
zipien der Solidarität und Gerechtigkeit.

Das alles sind bewährte Einsichten auf
biblischer Grundlage. Nur – daraus er-

gibt sich keineswegs zwangsläufig eine
christliche Politik.

III.Ich gestehe gerne zu: Das The-
ma meines Vortrages stellt in

gewisser Weise eine verkürzende Re-
deweise dar. Politik, die schlicht und
einfach „christlich“ zu nennen wäre,
wird es kaum geben. 

Politik als Kunst des Regierens hat sich
auftragsgemäß mit der Frage der ge-
rechten Gestaltung menschlichen Zu-
sammenlebens und mit der Lösung dies-
bezüglicher Probleme zu befassen. Un-
ter den heutigen Lebensbedingungen
führen christliche Grundwerte freilich
nicht unmittelbar zu entsprechenden
Handlungskonzepten. Sie enthalten kei-
ne unmittelbar anwendbaren Rezepte. 

Politik auf christlicher Grundlage

An einem Beispiel lässt sich das verdeut-
lichen – weitere lassen sich ohne Schwie-
rigkeiten nennen: Im Blick auf dem Um-
gang mit der Arbeitslosigkeit gibt es un-
terschiedliche sinnvolle Modelle, wie
darauf politisch zu reagieren sei: 

� Die einen glauben, dass durch eine
nicht zu knapp bemessene Arbeitslo-
senunterstützung zumindest das Pro-
blem der sozialen Folgen der Arbeits-
losigkeit weitgehend gelöst sei. 

� Andere sind der Meinung, dass eine
spürbare Senkung der Steuern und die
Schaffung von Leichtlohngruppen die
beste Lösung darstelle, um Anreize für
die Schaffung neuer Arbeitsplätze zu
geben.

� Denkbar ist auch, durch die Entwick-
lung von Kombi-Lohn-Modellen dort
einen neuen Arbeitsmarkt zu eröff-
nen, wo gesellschaftlich wichtige Ar-
beit sonst nicht geleistet werden
könnte, weil sie inzwischen unbezahl-
bar ist.

Alle drei Vorschläge können sich durch-
aus auf das christliche Menschenbild
und die Grundwerte Freiheit, Solida-
rität und Gerechtigkeit berufen, wenn
auch mit Unterschieden in der Akzent-
setzung: Es stellt ein solidarisches Han-
deln dar, wenn die Gesellschaft Arbeits-
lose über Jahre hinweg alimentiert. Dass
die Starken Verantwortung für die
Schwächeren übernehmen, ist ein Ge-

bot der Gerechtigkeit.  Aber was bedeu-
tet das für die Würde dieser Menschen?
Auf der anderen Seite tut es der Selbst-
achtung von Arbeitslosen sicher gut,
wenn sie ihr Einkommen aus eigener
Kraft erwirtschaften können – und sei es
in einer Niedriglohngruppe. Aber wäre
es gerecht, wenn die Rente in späteren
Jahren dann doch nicht reicht, weil diese
Jobs eben nur wenig Lohn einbrachten?
Ist die Solidarität der Gesellschaft nicht
zu wenig beansprucht, wenn man aus-
schließlich auf Marktinstrumente zum
Abbau der Arbeitslosigkeit setzt? 

Politik in christlicher Verantwortung

Eine direkte Umsetzung biblischer Optio-
nen in Politik bleibt in der Regel schwie-
rig. Auch die Orientierung politischer Lö-
sungen an christlichen Grundwerten
führt meist nicht ausschließlich zu einem
einzigen Ergebnis, das als christlich be-
gründete Position gelten könnte. Darum
ist es in der Tat eher angemessen, von
Politik auf christlicher Grundlage und in
christlicher Verantwortung als von
„christlicher Politik“ zu sprechen.

Gleichzeitig muss man sich deutlich vor
Augen halten, dass politische Verant-
wortung heute einen ganz anderen Hori-
zont umfasst als in früheren Zeiten.  Un-
ter den heutigen komplexen Lebensbe-
dingungen und den naturwissenschaft-
lich-technischen Möglichkeiten hat es
die Ethik mit Handlungen zu tun, die –
wie der Philosoph Hans Jonas ausführt –
„eine beispiellose kausale Reichweite in
die Zukunft haben, begleitet von einem
Vorwissen, das ebenfalls, wie immer un-
vollständig, über alles ehemalige weit
hinausgeht. Dazu die schiere Größenord-
nung der Fernwirkungen und oft auch
die Unumkehrbarkeit. All dies rückt Ver-
antwortung ins Zentrum der Ethik, und
zwar mit Zeit- und Raumhorizonten, die
denen der Taten entsprechen.“1

Politik in christlicher Verantwortung
bleibt unter diesen Bedingungen immer
ein offenes Wagnis. Wie alles Mensch-
liche verharrt sie in unauflöslichen Zwei-
deutigkeiten und ist stets auch vom
Scheitern bedroht. Entscheidungen
können unter Umständen zu Konse-
quenzen führen, die bei der Tatsachen-
feststellung trotz bestem Willen nicht
abzuschätzen waren.
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IV.Das lässt sich meiner Einschät-
zung nach aus der aktuellen

Diskussion heraus konkretisieren: Wer
etwa den biblischen Gedanken, Gott sei
Schöpfer allen Lebens und jeder Mensch
sein Ebenbild, nicht zur leeren Phrase
verkommen lassen will, muss sich in die
öffentliche Debatte begeben – und zwar
in so unterschiedliche Felder wie die Dis-
kussion um die Gentechnik oder die Aus-
einandersetzung um Rechtsextremis-
mus und Fremdenfeindlichkeit. Politik in
christlicher Verantwortung wird deut-
lich zu machen haben, wofür sie steht:
dafür nämlich, dass sich die Würde eines
Menschen nicht nach seiner Herkunft
oder seiner Hautfarbe bemisst und dass
nicht menschliche Wunschvorstellungen
von der Gestalt und dem Charakter des
Menschen zum Kriterium seiner Schaf-
fung und Existenz werden dürfen. Sol-
che biblisch begründeten Einsichten
müssen gesamtgesellschaftlich verhan-
delt werden und verhandelbar sein – und
dazu könnte gerade eine Partei wie die
CDU beitragen, weil das ihrem christli-
chen Grundansatz entspricht und sie in
den anstehenden Debatten deutlich ma-
chen kann, wie sehr dieser Grundansatz
eine lebenspraktische und hilfreiche Be-
deutung für unseren Alltag hat.

Fragen der Menschenwürde

Eine Partei, die sich „christlich“ nennt,
ist eigentlich wie kaum eine andere ge-
fragt, wenn es um Fragen der Men-
schenwürde geht: Dabei wird sie der
Versuchung zu widerstehen haben,
nach parteipolitischem Kalkül mal lau-
ter, mal leiser und mal gar nicht zu pro-
testieren. Dass hier alle Parteien akuten
Gefährdungen unterliegen, bedarf kei-
ner gesonderten Erläuterung. Das
Schielen auf Umfrageergebnisse und
Stimmungen oder die Überlegung, sich
in solchen Fragen taktisch zu verhalten,
um Imagegewinn zu erzielen oder dem
politischen Gegner Ansehensverluste
zuzufügen, wäre aber gerade für die
CDU von den eigenen Voraussetzun-
gen her mehr als bedenklich. Auf mittle-
re Sicht führt dies zu erheblichen Glaub-
würdigkeitsverlusten.

Europäische Werteentwicklung

Aber auch europäische Entwicklungen
fordern zu Stellungnahmen und zu poli-

tischer Willensbildung heraus: In den
Niederlanden ist inzwischen die aktive
Sterbehilfe und in Großbritannien das
therapeutische Klonen gesetzlich zuge-
lassen worden. Gegen solche Entschei-
dungen erheben manche unter Bezug
auf die biblisch-christlichen Grundlagen
unserer europäischen Kultur ihre Stim-
me. Die Einwände sind nicht schon da-
durch erledigt, dass man eine Debatte
„ohne ideologische Scheuklappen“ for-
dert. Diejenigen, die eher warnen, tun
das ja nicht, weil sie einer Ideologie ver-
haftet oder einfach rückwärts gerichtet
und verbohrt sind. Vielmehr erinnern sie
an einen kulturellen Konsens in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft, der im großen
und ganzen bisher unhinterfragt war
und sich als lebensdienlich erwiesen hat. 

Wenn andere nun einen Systemsprung
wollen, einen Paradigmenwechsel also,
in dem menschliches Leben Mittel zum
Zweck wird, dann müssen die Befür-
worter sehr sorgfältig darlegen, was
denn diese Neuorientierung rechtfer-
tigt. Mit Blick auf das therapeutische
Klonen begründen die vagen Progno-
sen über neue medizinische Errungen-
schaften diesen grundsätzlichen Wech-
sel kaum, zumal wissenschaftlich unge-
klärt ist, ob die angestrebten Ziele nicht
auch anders erreicht werden könnten.
Vergleichbares wäre zur aktiven Sterbe-
hilfe zu sagen, wo die angeblichen Vor-
teile und positiven Effekte einer gesetz-
lichen Fixierung dieser Möglichkeit
völlig diffus bis illusionär bleiben, die
Konsequenzen im Bewusstsein der
Menschen aber erheblich, wenn das
Verhältnis zum Arzt durch den Gedan-
ken belastet würde, dass Töten eine
Form der Therapie wäre. 

Auch hier wird deutlich: Politik in christ-
licher Verantwortung bleibt ein offenes
Wagnis, weil sich in beiden Fällen die
Folgen einer eigenen Positionierung
nicht völlig überblicken lassen. Zumin-
dest beim therapeutischen Klonen stellt
sich die Frage, ob eine gesetzliche
Blockade bestimmter Forschungswege
nicht Heilungschancen und die Mög-
lichkeit, Leid zu beenden oder zu ver-
meiden, in unerlaubter Weise verhin-
dert! Die eigene Prämisse kann also
nicht verabsolutiert und abweichende
Auffassungen dürfen nicht von vorn-
herein als unchristlich diffamiert wer-

den. Fruchtbar wird der eigene Ansatz
erst, wenn er aus dem Bewusstsein
kommt, in die anderen Stimmen einge-
bettet und auf sie bezogen zu sein.

V.Den gegnerischen Standpunkt
mit dem Hinweis zurückzuwei-

sen, er sei unchristlich, oder sich der ge-
sellschaftlichen Diskussion zu entzie-
hen, weil man sich auf eine höhere
Wahrheit meint zurückziehen zu kön-
nen, wird heute nur wenig überzeugend
wirken. Nicht nur, dass dieses Verhalten
einem Niveau von Dialog widerspricht,
der in einer modernen Demokratie
selbstverständlich sein sollte. Diese
Weise des Umgangs mit den Argumen-
ten politischer Andersdenkender ver-
fängt auch darum immer weniger, weil
sich unsere Gesellschaft zunehmend
nicht mehr ausschließlich einem christ-
lich-kirchlichen Sinndeutungsangebot
verpflichtet weiß. Dass die Gesellschaft
insgesamt säkular geworden sei, wage
ich allerdings zu bezweifeln. Sie stellt
sich mir vielmehr multireligiös dar.

Multireligiöse Gesellschaft

Heute finden Sie schon in jeder Klein-
stadt unterschiedliche Konfessionen,
Religionen, Sekten und Weltanschau-
ungsgruppen in einer solchen Fülle, 
wie sich das noch unsere Großeltern
nicht vorstellen konnten. Die traditio-
nelle Zugehörigkeit zur evangelischen
oder katholischen Kirche ist keineswegs
mehr selbstverständlich. In den beiden
großen Kirchen sind etwa zwei Drittel
der Bevölkerung Mitglieder. Der Um-
kehrschluss lautet dann: Ein Drittel der
Bevölkerung gehört entweder einer an-
deren Religion oder Konfession an oder
zu keiner Religionsgemeinschaft.

Im Blick auf dieses Drittel wird die CDU
gleichwohl überzeugt sein, mit ihrem
politischen Programm auch für die Inter-
essen dieser Menschen die richtige Lö-
sungen vorschlagen. Und als mögliche
Wähler und Mitglieder kann man ein
Drittel der Bevölkerung nicht einfach
beiseite lassen. Was aber bedeutet das
für die Profilierung des „Christlichen“
schon im Namen der Partei? Wirkt das
möglicherweise exklusiv und damit aus-
grenzend, so dass es eher in den Hinter-
grund treten sollte, um nicht zu irritie-
ren? Der CDU gehören auch an, die sich
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zu einer anderen Religion als der christli-
chen oder zu gar keiner bekennen. Die
religiöse Pluralisierung hat also längst
auch diese Partei erreicht. Nach 1945
wurde der konfessionellen Pluralisierung
der bundesdeutschen Gesellschaft durch
ein politisches Integrationsprogramm
Rechnung getragen. Wie sähe dies unter
den inzwischen eingetretenen multireli-
giösen Voraussetzungen aus? Könnte
sich das „Christliche“ auch hier als mög-
liche gemeinsame Klammer erweisen?
Aus meiner Sicht tun sich manche Per-
spektiven auf, die eine Grundsatzkom-
mission zu bearbeiten hätte.

Ich bin davon überzeugt, dass es über-
haupt keinen Grund zu der Befürchtung
gibt, Bürgerinnen und Bürger könnten
sich von dem Programm einer politi-
schen Partei fernhalten, nur weil es of-
fensichtlich biblisch-christliche Elemente
hat. Hellhörig werden sie erst bei einer
Haltung „von oben herab“ oder bei dem
Gefühl, instrumentalisiert zu werden.
Das aber muss gerade mit einem christli-
chen Grundansatz nicht gegeben sein!

VI.Nun kann man gewiss lange
darüber streiten, ob denn in der

heutigen Situation, die auf der einen Sei-
te als multireligiös erlebt wird und in der
andererseits die weltanschauliche Neu-
tralität des Staates eine Selbstverständ-
lichkeit ist, ein Parteiprogramm auf bib-
lisch-christlichen Fundamenten noch
zeitgemäß ist. Doch solch ein Streit ist
müßig, wenn die Vermittlung des Sach-
gehaltes der christlichen Botschaft in
den konkrete politischen Alltag gelingt.

Wertevermittlung innerhalb eines
weltanschaulich neutralen Staates

Es sollte daran erinnert werden, dass die
weltanschauliche Neutralität des Staa-
tes und die vorfindliche Vielfalt der Reli-
gionen und Konfessionen einander be-
dingen. Ich sehe gegenwärtig keinen
ernst zu nehmenden Gesprächspartner,
der diesen Grundsatz bezweifelte. Neu-
tralität des Staates in Fragen von Religi-
on und Weltanschauung meint natür-
lich keine Beliebigkeit. Nicht zufällig
sind im Grundgesetz Werte festge-
schrieben, die nur durch ein sehr breites
Einverständnis verändert werden könn-
ten. Werte, die zu einem großen Teil
christlich inspiriert sind, werden dort in

einer nicht-religiösen Sprache formu-
liert. Dadurch sind sie konsensfähig
auch für jene, die mit dem Christentum
nichts zu tun haben.

Andererseits darf der Staat nicht selbst
die Wertevermittlung inhaltlich exklusiv
und eigenständig verantworten. Die
Auskunft, dass der Staat die Vorausset-
zungen, von denen er lebt, nicht selbst
schaffen könne (E.-W. Böckenförde),
überzeugt mich immer wieder. Darum
treten in unserer Verfassung die Religi-
onsgemeinschaften in die Aufgabe ein,
die Wertevermittlung z. B. in den Schu-
len so zu verantworten, dass das Zu-
sammenleben der Menschen und die
Lebenskultur des Staates gefördert
wird.

Religionsunterricht 

Im Religionsunterricht der öffentlichen
Schule wird deutlich herausgestellt, auf
welcher Basis die Inhalte beruhen, die
dort unterrichtet werden. Erst auf der
Basis geklärter Identität entwickelt sich
die gute Chance zur Verständigung. To-
leranz ist meiner Einschätzung nach Fol-
ge profilierter Identität! Auch ein wirk-
lich fruchtbarer Dialog mit anderen Reli-
gionen wird erst dann möglich, wenn
die Essentials klar benannt sind, wenn
also deutlich wird, woher sich diese
Grunddaten ableiten, und wenn die
Dialogpartner Positionen bewusst und
erkennbar vertreten.

Was für den Religionsunterricht im
staatlichen Schulsystem und den sich
entwickelnden interreligiösen Dialog
zutrifft, lässt sich in gewisser Weise auch
auf die Frage nach der Sinnhaftigkeit ei-
nes Parteiprogramm auf christlicher
Grundlage übertragen.

In biblisch-christlich motivierten Aussa-
gen gewinnt ein inhaltliches Konzept ei-
ne profilierte Identität, die gerade durch
die Benennung der Voraussetzungen
transparent und überprüfbar ist und
darum anerkannten Standards einer
modernen demokratischen Gesinnung
entspricht. Auf dieser Basis ergeben sich
weitaus erfolgreichere Möglichkeiten
der Verständigung, als würden die Prä-
missen schamhaft verschwiegen, so
dass sich ein einigendes Band nicht er-
schließt. Ich denke, dass Aussagen, die

ihre Herkunft offenlegen, letztlich die
Verständigung erleichtern, auch wenn
wegen eines möglichen Ideologiever-
dachts die eine oder andere Kommuni-
kation eventuell nicht zu Stande kom-
men mag. Aber selbst das hilft klären.
Denn auch eine klare Abgrenzung ist ei-
ne Form der Verständigung. Aufgabe
des politischen Handeln wäre es, Rah-
menbedingungen zu bedenken und zu
schaffen, innerhalb derer der Austausch
und auch der Streit der Positionen ohne
Unduldsamkeit möglich wird und so den
eigenen Ansatz diskursfähig zu halten.

VII.Die Probe auf’s Exempel er-
gibt sich nicht nur im Blick

auf die Debatten um den Lebensanfang
und das Lebensende. Noch einmal ist
der europäische Horizont anzuspre-
chen, in den hinein diese Probleme ver-
woben sind.

Was bedeutet es für eine Volkspartei,
die Politik in christlicher Verantwortung
vertreten will, dass sich die Grundrecht-
scharta der Europäischen Union in ihrer
Präambel nicht ausdrücklich auf ihre
Verantwortung vor Gott bezieht? Und
wie verhält sie sich dazu, dass in den
entscheidenden Passagen dieser Charta
der Begriff „Person“ anstelle des Be-
griffs „Mensch“ verwendet wird?

Problematischer Personenbegriff

Die Mütter und Väter des deutschen
Grundgesetzes waren sich – jenseits al-
ler politischen Unterschiede – ihrer be-
sonderen Verantwortung vor Gott be-
wusst. Man wird den Verzicht auf die
ausdrückliche Nennung der Verantwor-
tung vor Gott vor dem Hintergrund un-
terschiedlicher historischer Traditionen
in Europa zu sehen haben. Und gewiss
ist die Situation gegenwärtig noch stär-
ker als früher durch eine religiöse und
weltanschauliche Vielfalt gekennzeich-
net. Trotzdem halte ich die Preisgabe
der Nennung Gottes in der Präambel für
problematisch, weil damit politische
Verantwortung nur noch rein funktional
betrachtet zu werden droht.

Konkreter in seinen negativen Auswir-
kungen ist jedoch die Ersetzung des Be-
griffs „Mensch“ durch den Personbe-
griff. Die Bibel nennt den Menschen
sehr bewusst „Ebenbild Gottes“. Aus
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dieser Bestimmung von Gott her und
auf Gott hin leiten sich Würde und
Rechte jedes einzelnen Menschen ab –
und damit auch sein Lebensrecht. Wei-
tere Maßstäbe zur Beurteilung des Wer-
tes von menschlichem Leben lehnt der
christliche Glaube ab. Eine Unterschei-
dung von wertvollem und weniger
wertvollem, gar unwertem Leben ver-
bietet sich. Weder besondere Leistun-
gen oder Fähigkeiten, weder äußere
Merkmale noch Charaktereigenschaf-
ten fügen der mit dem Menschsein ge-
gebenen Menschenwürde etwas hinzu
oder nehmen etwas weg. Jeder einzel-
nen Phase menschlichen Lebens kommt
nach christlicher Überzeugung diese
Würde zu. Es gibt nicht Phasen von
höherer oder niedrigerer Würde, auch
wenn die ganzen menschlichen Mög-
lichkeiten im Embryo noch nicht ver-
wirklicht sind oder im Alter durch Krank-
heit, Behinderung oder Demenz nicht
mehr verwirklicht werden können. 

Mit dem Personbegriff dagegen werden
Selbstbewusstsein und Kognition ver-
bunden, also bestimmte geistige oder
intellektuelle Fähigkeiten. Hier sehe ich
die Gefahr, dass Menschen, weil sie
durch Krankheit, Behinderung oder
Koma diese Fähigkeiten nicht nachwei-
sen können, hinausdefiniert werden
und man beginnt, über ihr Leben zu ver-
fügen.

Sicher wird dies derzeit noch weit von
sich gewiesen. Aber die bisweilen
geäußerte Aufforderung, wir sollten in
Deutschland allmählich unsere Beden-
ken ablegen, halte ich für problema-
tisch. Die Erfahrungen mit unserer na-
tionalsozialistischen Vergangenheit und
die ehrlichen Konsequenzen, die wir aus
diesen Verbrechen gezogen haben, sind
nach wie vor beachtenswert. Wir haben
keinen Anlass, unsere angeblich bloß hi-
storischen Skrupel einem besinnungslo-
sen Pragmatismus im Umgang mit dem
menschlichen Leben zu opfern. Sollten
die Kirchen die CDU in der offensiven
Verteidigung dieser Auffassung im eu-
ropäischen Kontext zur Partnerin ha-
ben, könnte ich das nur begrüßen.

VIII. Ich komme ans Ende mei-
ner Ausführungen: Wir

brauchen in der Politik Parteien, die sich
bewusst auf die biblisch-christliche Tra-

dition berufen. Aber wir brauchen –
durch alle Parteien hindurch – auch
Politiker und Politikerinnen, die sich
freimütig zu den christlichen Grundla-
gen ihres Denkens, Handelns und Wer-
tens bekennen. Das täte nicht zuletzt
der politischen Gesprächskultur in unse-
rem Lande sehr gut. Zugleich würde in
der Öffentlichkeit deutlicher als heute,
dass die biblische Botschaft ihre provo-
zierende Brisanz in der scheinbar prag-
matischen Beliebigkeit unserer Tage
nicht verloren hat, sondern dass das
Evangelium von Jesus Christus Salz der

Erde ist – und auch Salz der Politik sein
kann. �

Anm.: 
Dr. Martin Hein ist Landesbischof 

der Evangelischen Kirche von
Kurhessen-Waldeck. Der abgedruckte

Vortrag wurde von ihm im Rahmen 
der Bundestagung des EAK

am 17. März 2001 in Fulda gehalten.

1 Hans Jonas, Das Prinzip Verantwortung. Versuch
einer Ethik für die technologische Zivilisation,
Frankfurt am Main 1979, S. 8f.
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Dr. Joachim Wanke

Das heutige Abendgespräch ist thema-
tisch offen konzipiert. Es soll im weite-
sten Sinn „theologisch“ sein. Es legt
sich nahe, etwas zur aktuellen Lage der
Ökumene anzumerken, speziell zwi-
schen Katholiken und Protestanten. Ich
fasse meine einführenden Bemerkun-
gen in 5 Sätze, die ich kurz erläutere. 

1. Ökumene als geistliche
Verpflichtung ist für unsere Kirchen

unwiderruflich

Es ist nicht überflüssig, dies als erstes
herauszustellen – weil es eben nicht
selbstverständlich ist. Noch vor wenigen
Jahrzehnten war das anders. Bei uns Ka-
tholiken gilt dies seit dem 2. Vatikani-
schen Konzil. In dem zumeist sehr dun-
klen 20. Jahrhundert ist die ökumeni-
sche Bewegung ein Geschenk des Gei-
stes Gottes (vgl. Papst Johannes Paul II.
in seiner Enzyklika  „Ut unum sint“ Nr.
7;100). Dieser Aussage können wohl
weithin alle Kirchen zustimmen. Die
EKD-Synode im November 2000 in
Braunschweig hat dies mit ihrer „Kund-
gebung“ zum Schwerpunktthema Öku-
mene gezeigt, und wohl auf seine Weise
auch meine Kirche, die den Ökumeniker
Kardinal Walter Kasper in höchste Ver-
antwortung nach Rom berufen hat.

Dass dies so ist, sollte uns Anlass zu im-
mer neuem Dank gegenüber Gott sein. 

2. Die ökumenische Lage in
Deutschland ist besser als anderswo

Diese Einschätzung hat Gründe, die mit
dem „Standort“ Deutschland zu tun ha-
ben. Zum einen: Wir haben in Deutsch-

Theologisches Abendgespräch:
„Evangelisch Glauben-
Ökumenisch Handeln“

Bischof Dr. Joachim Wanke: 
„Es gibt kein freischwebendes
ökumenisches Christentum, sondern
nur ein Christentum, das sich 
ekklesial konkretisiert.“



land keine Mehrheitskirche. Das ist für
die Ökumene gut, zumindest für die
Evangelischen und die Katholiken. Die
kleineren Kirchen werden das anders
sehen. 

Zum anderen: Wir haben schon lange
keine Obrigkeitskirche mehr. Die Frei-
heit der Kirche vom Staat ist gewährlei-
stet. Diese Freiheit wurde im 19., auch
noch im 20. Jahrhundert mit bitteren
Opfern erkämpft. Jeder lebt – so gut er
es vermag – aus seinem ureigensten
Selbstverständnis heraus. Jeder kann er
selbst sein. Diese Freiheit ist Grundvor-
aussetzung für ehrliche Ökumene.

Und schließlich: Die selbstverständliche
Präsenz der Einwanderungskirchen,
aber auch unsere gewachsenen, je eige-
nen weltweiten Vernetzungen machen
die Vielfalt des Christlichen bewusst.
Andersartige Nachbarn sind eine Chan-
ce, einen weiteren Horizont zu bekom-
men. Das tut der Ökumene insgesamt
gut. Das sind wirkliche „Standortvortei-
le“ für die Ökumene in Deutschland.

3. Die Ökumene biegt in die
Zielgerade ein. 

Zudem dürfen wir sagen: In den evan-
gelischen und katholischen Gemeinden
gibt es eine gute Vor-Ort-Ökumene –
wobei es regional Ausnahmen gibt.
Aber diese bestätigen die Regel: Wo
heutzutage Christen Christen sein wol-
len, achten sie den Mitgetauften. Mehr
noch: Sie suchen bewusst Zeichen der
Nähe und des Miteinanders. Die Erfah-
rung zunehmender Marginalisierung
der Christen in der Gesellschaft beför-
dert diese Haltung des praktischen
Schulterschlusses der Christen vor Ort.
Das Drängen nach Gemeinschaft am
Tisch des Herrn will ja nicht nur die
Kirchenleitungen ärgern. Zugegeben:
Manches Drängen will provozieren,
manchmal ist es auch in seinen Begrün-
dungen theologisch unbedarft, aber als
Wunsch doch verständlich und nach Joh
17 und 1, Kor. 10-12 sogar geboten. Das
Volk Gottes macht der Ökumene Bei-
ne. Diese Beine sollten nur in die richtige
Richtung laufen, auf die Einheit zu und
nicht in neue Spaltungen hinein. Und
eben da, in der Verständigung über die
rechte Richtung, fangen unsere Proble-
me an.   

Ist dieses Bild zu optimistisch? An dem
Bild gefällt mir, dass in der Zielgerade
von den Sportlern besondere Anstren-
gungen verlangt werden. Es könnte
sein, dass die Kirchen und wir Christen
gleichsam auch „mit letzter Kraft“ ins
Ziel kommen. Aber eines machen wirkli-
che Sportler nicht: Sie bleiben nicht auf
der Zielgeraden stehen und fangen an
zu disputieren, ob sich das Weiterlaufen
lohnt. Nein, sie sehen das Ziel und ver-
doppeln noch einmal ihre Anstrengun-
gen. (Wobei immer gilt: – ohne Bild ge-
sprochen – dank der zuvorkommenden
Gnade Gottes, ohne den jedes Rennen
und Laufen bekanntlich vergeblich ist!). 

Natürlich gibt es immer wieder Irritatio-
nen in der Ökumene. Die römische
Erklärung „Dominus Jesus“ hat ver-
wundet und der Erfolg in der lutherisch-
katholischen Einigung über die Recht-
fertigungslehre wird immer noch inner-
protestantisch bekämpft. Warum ei-
gentlich? Will man dem Ziel nicht
näherkommen? Man muss mit solchen
Kräften rechnen, auf allen Seiten. Wich-
tig wird sein, dass eine Mehrheit in den
Kirchen am ökumenischen Ball bleibt. 

Ich behaupte einmal mutig: Der globale
Welthorizont, in dem die Religionen
sich mehr und mehr hautnahe auf den
Leib rücken, zwingt uns Christen not-
wendigerweise zusammen. Das Evan-
gelium wird im 3. Jahrtausend nur ge-
meinsam bezeugt werden können,
sonst wird es im Weltgespräch verstum-
men. Diese Gemeinsamkeit wird nicht
uniform sein, aber sie muss bei aller Po-
lyphonie konturiert, klar in der Melodie
erkennbar sein müssen. Es gibt schon al-
lein deswegen keine Alternative zur
ökumenischen Weiterarbeit. Das hat
auch die katholische Kirche erkannt. Bei
allem Hin und Her der Kräfte auch in
meiner Kirche: Sie steht zu dem Ziel und
dazu, dass wir „weiterlaufen“ müssen.

4. Wir sind dabei, neu nach der 
Kirche zu fragen

In meinem Verständnis ist christlicher
Glaube immer konkret. Er hat eine in-
karnatorische Struktur. Er will „Fleisch“
werden, so wie die 2. Person der Gott-
heit nicht ein Prinzip geworden ist,
sondern ein konkreter Mensch. Es gibt
kein freischwebendes ökumenisches

Christentum, sondern nur ein Christen-
tum, das sich ekklesial konkretisiert. Es
ist darum kein Widerspruch zu öku-
menischem Handeln, wenn man durch
die Ökumene das je eigene, oder besser:
die eigenen Ursprünge neu und vertieft
entdeckt. Zugespitzt gesagt: Ich bin bei-
spielsweise durch mein ökumenisches
Engagement (etwa in der ACK) katholi-
scher geworden, wohlgemerkt: nicht
katholizistischer! 

Ich habe tiefer erkannt, was uns alle mit-
einander in der Wurzel verbindet: Wir
sind gemeinsam 2000 Jahre alt. Ich
zitiere hier das bekannte Wort Ratzin-
gers von 1976, der meinte, „dass nicht
heute christlich unmöglich sein kann,
was ein Jahrtausend lang möglich war“;
und speziell auf die Orthodoxie hin:
„Rom muss vom Osten nicht mehr an
Primatslehre fordern, als auch im ersten
Jahrtausend formuliert und gelebt wur-
de“. Auch als Kardinal hat Ratzinger
diese Aussagen nie zurückgenommen
(vgl. J. Ratzinger, Theologische Prinzipi-
enlehre, München 1982, 209; ders.,
Kirche, Ökumene, Politik, Einsiedeln
1987,76f, 81f). 

Wir brauchen, so mein dringliches Vo-
tum, eine Verständigung über die Kir-
che, etwa wie sie uns im Epheserbrief,
aber auch nach meinem Verständnis in
Joh 10 und 17 oder implizit auch bei
Matthäus 16 und 18, und letztlich auch
bei Paulus selbst vorgestellt wird, und
darin eingeschlossen, eine Verständi-
gung – ähnlich wie bei der Rechtferti-
gungslehre – über das Amt in der Kirche.
Dabei geht es weniger um das Amt als
solches, also wie es strukturiert sein
muss, sondern um die Frage, ob die
Kirche verbindlich sprechen kann oder
nicht. 

Kardinal Kasper hat dies jüngst bei einer
beachtenswerten Vorlesung am 23. Ja-
nuar 2001 in Tübingen so formuliert:
„Die Fragen nach Amt und institutionel-
ler Gestalt der Kirche berühren den
theologischen Laien im allgemeinen
wenig. Doch hinter dieser Frage steht
eine ganz und gar existentielle Frage. Es
geht bei der Frage nach der Autorität in
der Kirche letztlich um das verbindliche
Sprechen und Handeln der Kirche. Dies
ist im heutigen pluralistischen, alles rela-
tivierenden Kontext eine Frage auf Le-

Ökumene-Theologisches Abendgespräch

Evangelische Verantwortung 4/01 9



ben und Tod; sie berührt das Herz des
christlichen Glaubens ... Ein alles gleich-
gültig machender Pluralismus endet im
Skeptizismus und letztlich im Nihilismus.
Kirchen, welche auf die Frage einer ver-
bindlichen Autorität keine überzeugen-
den Antworten finden, sind in der Ge-
fahr, in diesem alles mitreißenden Stru-
del unterzugehen.“ (Rede-Manuskript
S.17f).  Kasper kann sich übrigens hier
ausdrücklich auf Pannenberg berufen.  

Die Kontroverse um „Dominus Jesus“
hat mich das eine gelehrt:  Wir müssen
dringlichst klären, wie wir jeweils uns
selbst als Kirche verstehen, und zwar
ausgehend von unserer gemeinsamen
Wurzel in der Schrift und der Tradition
der großen Konzilien des 1. Jahrtau-
sends. Walter Kasper hat in der eben ge-
nannten Vorlesung wieder eine alte For-
mulierung von Kardinal Willebrands in
Erinnerung gerufen: Die Nichtkatholi-
ken sind „Kirchen eines anderen Typs“
(ebd. S.15). Er setzt sich damit von der
unglücklichen Formulierung in „Domi-
nus Jesus“ ab, die lautete: Diese seien
„nicht Kirchen im eigentlichen Sinn“. Es
ist nicht aussichtslos, gemeinsam zu fra-
gen, was für Kirche wirklich konstitutiv
ist, sich darin in einem differenzierten
Konsens zu verständigen und so u. U. 
zu einer versöhnten Verschiedenheit,
einer die Verschiedenheit nicht aus-
schließenden Einheit des gemeinsamen
Kirche-Seins zu kommen. Der Commu-
nio bzw. Koinonia-Gedanke, den die
Orthodoxie bewahrt hat und den wir im
abendländischen Christentum wieder
neu entdeckt haben, kann und wird uns
hier weiter voranbringen und jeden Ge-
danken an Rückkehrökumene zu ver-
hindern wissen. 

Und noch eines sei hier angemerkt: Es 
ist nicht zutreffend, wenn gelegentlich 
die katholisch-evangelische Grunddif-
ferenz mit der Formel festgemacht wird:
evangelischerseits geschehe Rechtferti-
gung „in“ der Kirche, katholischerseits
„durch“ die Kirche (vgl. R. Frieling,
Ökumene vor neuen Zeiten <Festschrift
Th. Schneider>, Freiburg – Basel – Wien
2000, 435).  Kirche schiebt sich für Ka-
tholiken nicht zwischen Christus und
den Menschen. Sie enthüllt mir vielmehr
das Angesicht des Herrn, damit ich von
ihm im Wort und Sakrament „erleuch-
tet“, lebendig gemacht werden kann.

Sie ist mir Heilsraum, aber nicht Heilsur-
sache. Darum gilt für mich: An ihrer
Hand habe ich den gefunden, den
„meine Seele liebt“ (Hoheslied 3,1).
Paulus gebraucht einmal das Bild, er
wisse sich als „Brautwerber“ (2 Kor
11,2), der zu Christus führen will. Eben
das ist für mich das Wesen der Kirche.
Und so habe ich es auch konkret in mei-
ner Biographie erfahren. Aber das be-
stätigt mir nur biographisch, was ich
theologisch weiß.

5. Die Kirchen rücken bei der
gemeinsamen Verteidigung des

Humanum zusammen

Die Katholische Bischofskonferenz hat
soeben ein Wort zu Fragen der Gen-
technik und Biomedizin veröffentlicht.
Es trägt den Titel: Der Mensch – sein ei-
gener Schöpfer? Ich kann Ihnen allen
dieses kurze (und verständliche!) Wort
nur empfehlen. Ich meine, dass in die-
sen und manch anderen gesellschafts-
politisch wichtigen Fragen auch ein er-
freulicher Konsens zwischen EKD und
unserer Kirche besteht. 

Ich nenne diese jüngste Initative nur als
Beispiel für ein Aufgabenfeld, das zu-
nehmend dringlicher wird. Die Kirchen
sind in der gegenwärtigen gesellschaft-
lichen und geistigen Situation unseres
Landes gefragt, wie sie helfen können,
den Menschen zu verteidigen. Lebens-
schutzfragen basieren auf weltanschau-
lichen, auf religiösen Grundentschei-
dungen. Wer das nicht sieht, muss blind
sein. Die Gemeinsamkeit unserer Ant-
worten, also das evangelisch-katholi-
sche Miteinander wird darum immer
wichtiger. Dafür möchte ich hier in die-
sem Kreis des EAK werben. Als Höhe-
punkte solch aktuellen Sprechens in die
Gesellschaft hinein nenne ich folgende,
z. T. auch von den ACK-Kirchen mitge-
tragene Verlautbarungen: 
� „Gott ist ein Freund des Lebens“

(1989)
� „Für eine Zukunft in Solidarität und

Gerechtigkeit. Zur wirtschaftlichen
und sozialen Lage in Deutschland“
(1997)

� „Chancen und Risiken der Medien-
gesellschaft“ (1997) und 

� das gemeinsame Wort zu Fragen von
Migration und Flucht „... und der

Fremdling, der in deinen Toren ist“
(1997). 

Manch andere Initiativen, nicht nur ge-
meinsame Texte wären hier zu nennen,
etwa die seit einigen Jahren gemeinsam
getragene „Woche für das Leben“
jeweils im Mai, dieses Jahr: „Menschen-
würdig pflegen!“  Wir in Thüringen
könnten uns nicht vorstellen, bei wich-
tigen gesellschaftspolitischen Fragen
(wie seinerzeit die neue Landesverfas-
sung) als einzelne Kirche zu agieren, ge-
schweige denn gegeneinander. Weil wir
damals bei der Verfassungsdiskussion
gemeinsam aufgetreten sind, hat unser
Freistaat, so meine ich, eine Verfassung,
die sich sehen lassen kann. Übrigens:
Mit Gottesbezug in der Präambel.  

Meiner und unseren Kirchen gebe ich
angesichts so mancher Entwicklungen,
die auch ängstigen können,  den Rat-
schlag: Dort, wo die Kirche ihre ureigen-
ste Aufgabe, nämlich den Gotteshori-
zont offen zu halten, nicht vernachläs-
sigt, und dann, wenn sie ihre Botschaft
verständlich, qualitätsvoll, mit Freund-
lichkeit und untersetzt durch eigenes
Engagement den Menschen anbietet,
wird sie für die Gesellschaft echtes
„Salz“ bleiben können. 

Und speziell für beide Kirchen gilt: Auf-
gaben, die gemeinsam bewältigt wer-
den, verbinden. Freundschaft wächst
und vertieft sich durch gemeinsame Be-
währung, nicht durch fortwährendes
gegenseitiges sich Fixieren und Bemes-
sen. Der gemeinsame Kirchentag 2003
in Berlin kann, so meine ich, eine echte
Chance für die Ökumene in Deutsch-
land sein. Doch sollte dieser Tag nicht
das Motto haben: Mal sehen, was dem
anderen zuzumuten ist!, sondern:
Schauen auf das, was diesem Land not
tut, nämlich: neu nach Gott zu fragen!     

�

Anm.: 
Diesen Kurzvortrag hat Bischof 

Dr. Joachim Wanke, Diözese Erfurt,
auf der Bundestagung des

Evangelischen Arbeitskreises der
CDU/CSU im Rahmen des

„Theologisches Abendgespräches“ mit
Kirchenpräsident Steinacker am

16.3.2001 in der Fuldaer Christuskirche
gehalten. 
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Der neugewählte Bundesvorstand 
des Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU

Ich glaube, dass wir ein interessantes Ta-
gungsthema ausgewählt haben: „Das ,C’
– Anspruch und Herausforderung im 21.
Jahrhundert.“ Dieses Thema erkenne ich
für unsere Partei und für uns selbst als
richtungsweisend. Und dieses Erkennen
entspringt nicht nur meinem politischen
Gefühl. Vielmehr kommt es aus dem Wis-
sen, dass die profunde Beschäftigung mit
unseren christlichen Werten, den aus
dem Christentum erwachsenen Maßstä-
ben und Richtlinien, der Weg ist, der uns
aus den Dilemmata führt, die uns gerade
in dem Zeitraum beschäftigt haben und
noch heute beschäftigen, über den ich zu
berichten habe.

Jeder Schritt, den wir als CDU Politiker
unternehmen, wird von der Bevölke-
rung gerade unter ethischen, ja morali-
schen Aspekten sehr genau registriert.

Und die zarte Pflanze des Vertrauens,
die im Wachsen ist, kann sehr schnell
wieder geknickt werden, wenn neue
Enttäuschungen hinzukommen. Die
Menschen im Lande, ja unsere eigenen
Wähler, erwarten von uns ein anderes
Verhalten als das, was sie von anderen
Parteien kennen. Wir müssen uns deut-
lich machen. Wir sind anders! Wir sind
keine beliebige Partei!

Und dass die Menschen unsere Politik
genau begleiten, das hat mit unserem
„C“ zu tun und dem lesbaren Anspruch,
christlich-demokratische Politik betrei-
ben zu wollen. Und die Erwartungen der
Menschen gehen dahin, dass wir uns
unserer eigenen christlichen Werte wie-
der bewusst werden, ja nicht nur be-
wusst werden, sondern diese Werte

auch im Reden und Handeln, also auch
im politischen Alltag, leben. Dieses „C“
ist das Fundament für eine erfolgreiche
Politik, für eine Politik, die den Men-
schen in den Mittelpunkt des Handelns
rückt, den Menschen, der von Gott mit
Würde versehen wurde.

Und deshalb ist es mir in den vergange-
nen zwei Jahren besonders am Herzen
gelegen, dass wir als EAK deutlich signa-
lisieren, wie wichtig und richtig eine Po-
litik sein kann, die sich am christlichen
Glauben, an den christlichen Werten
und am christlichen Menschenbild ori-
entiert. Und der Evangelische Arbeits-
kreis hat gerade jetzt die Aufgabe, auf
Christinnen und Christen zuzugehen,
um sie für eine Politik zu gewinnen, die
aus christlicher Verantwortung Gestalt
gewinnt. Als Christen sind wir sozusagen
zur evangelischen Verantwortung beru-
fen. Und wenn ich mir die Situation eini-
ger Landesverbände ansehe, dann mer-
ke ich, wie auch junge Leute hinzukom-
men und wieder Verantwortung tragen
wollen. Wir haben als Evangelischer Ar-
beitskreis eine starke Verantwortung
für die politische Kultur in der CDU. 

Auszüge aus der Rede 
des Bundesvorsitzenden des EAK der CDU/CSU,
Bundesminister a.D. Jochen Borchert, MdB, 
auf der EAK-Bundestagung in Fulda am 16. März 2001



Wir haben einen nicht zu unterschätzen-
den Umbruch hinter uns. Wir sind von
Bonn nach Berlin gezogen. In Bonn war
der EAK eine Institution, alles war einge-
führt und unsere Veranstaltungen wur-
den gut besucht. Der EAK hat durch den
Umzug ein sehr intensives Umfeld verlo-
ren, das ohne Zweifel vorhanden war. Die
langjährige Bundesgeschäftsführerin, Bir-

git Heide, und die Referentin des EAK, Ka-
trin Peter, sind in Bonn geblieben. Für
ihren langjährigen Einsatz habe ich sehr zu
danken. Aber die Entscheidung für Berlin
war richtig, auch mit Blick auf den EAK.

Nach zweimonatiger Vakanz konnten
wir im September 2000 die Stelle des
Bundesgeschäftsführers und die Stelle
der Referentin neu besetzen. Mit Herrn
Dr. Felmberg konnten wir für den EAK
einen promovierten Theologen gewin-
nen, der mit Sachkompetenz und Ideen-
reichtum die Geschäfte auf Bundesebe-
ne führt. Er wird durch die Juristin Silke
Adam in idealer Weise unterstützt, die
genau wie Frau Scharnweber ihr eige-
nes Profil in die neuen Herausforderun-
gen und Aufgaben elanvoll und lei-
stungsbereit einbringen.

Wir haben zu mehreren politischen The-
men Stellung bezogen und uns somit am
Meinungsbildungsprozess in Deutsch-
land aktiv beteiligt. Die Medien haben
unsere Stellungnahmen in vielfältiger
Form aufgenommen. Aber nicht nur die
Pressearbeit wurde verbessert, sondern
auch die Informationen zwischen den
Landesverbänden und der Bundesebe-
ne fließen dichter als noch vor zwei Jah-
ren, so dass die Effektivität der politi-
schen Arbeit auch unter Benutzung der

neuen Kommunikationswege intensi-
viert werden konnte. Unsere Zeitung,
die Evangelische Verantwortung, spielt
hier eine wichtige Rolle. 

Ich bin guter Zuversicht, dass trotz der
starken Haushaltskürzungen, die uns sei-
tens der CDU zugemutet werden, auch in
Zukunft die „Evangelische Verantwor-

tung“ eine wahrnehmbare Lebensäuße-
rung des EAK sein wird. Dies liegt nicht
zuletzt an der zunehmenden Bereitschaft
der Leserinnen und Leser auch ein Obo-
lus für den Empfang unserer Zeitung zu
entrichten. Hier eine breite Basis von
Freunden aufzubauen, die uns regel-
mäßig unterstützen, wird nicht leicht zu
bewerkstelligen sein. Mit Zurückhaltung
kann ich aber sagen, dass erste Anfänge
und Erfolge wahrzunehmen sind. Und ich
möchte hier deutlich betonen, dass wir
darauf sehr angewiesen sind. Vorausset-
zung für diese Zuwendungen ist aller-
dings, dass die Qualität stimmt. Ich bin
immer wieder erstaunt, was für ein hohes
Niveau viele Menschen unserer Zeitung
bescheinigen. Dies wird mir auch von den
evangelischen Bischöfen immer wieder
bestätigt.

Aber neben den genannten, haben uns
im letzten und in diesem Jahr noch sehr
viel andere Themen begleitet. 

1.Mit Bestürzung habe ich im Okto-
ber 2000 die Kampagne der Bun-

desregierung verfolgt, die unter dem
Slogan „Drei K sind out – www ist in“
gestartet wurde. Über 250.000 DM war
diese Aussage der Regierung wert. So
viel nämlich kosteten die Werbungen in
den verschiedenen Zeitungen, um diese

Vorstellung unter das Volk zu bringen.
Die genannte Summe wurde auf meine
Anfrage im Haushaltsauschuss des Bun-
destages bestätigt und es war denen,
die ich danach fragte sichtlich peinlich.

Ich meine, einmal ganz davon abgese-
hen, was man für Mütter und Kinder mit
diesem Geld hätte erreichen können, so

muss man doch sagen, dass es grob
fahrlässig ist, Kinder, Kirche und die
Aufgaben einer Mutter, die sich ent-
schieden hat, für ihre Familie den Beruf
aufzugeben, als „out“, also für nicht
mehr zeitgemäß zu erklären. Es ist mir
heute noch unverständlich wie man ein-
seitig ein Bild zeichnen kann, das die
Frau nur dann als erfolgreich zeigt,
wenn Sie sich um die Kenntnisse des In-
ternets kümmert. Dass wir in Deutsch-
land schon längst eine Kultur haben, in
der Frauen Familie und Beruf vereinen,
ist an der SPD vorbeigegangen. Kinder
aber  – und das habe ich in dieser Debat-
te betont – Kinder sind unsere Zukunft.
Und auch das Engagement von Frauen
wie übrigens auch das von Männern in
der Kirche bleibt für den Reichtum unse-
rer Gesellschaft unverzichtbar. Es gibt in
Deutschland keine Institution, in die sich
so viele Frauen einbringen, wie in unse-
re Kirchen.  

Im Gegensatz zur Bundesregierung sa-
gen die Kirchen und auch wir vom Evan-
gelischen Arbeitskreis deutlich „Ja“ zu
Kindern und Familien. In gleicher Weise
haben wir uns auch dagegen gewandt,
dass homosexuelle Lebensgemein-
schaften nur irgendwie mit der Ehe ver-
glichen werden. Auf einem Berliner
Theologischen Gespräch konnten wir
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� stellv. EAK-Bundesvorsitzende
Gustav Isernhagen, stellv. EAK-
Bundesvorsitzende Christine
Lieberknecht, Bischof Dr. Martin
Hein, CDU Bundesvorsitzende
Dr. Angela Merkel

� Kultusministerin Karin
Wolff, Dr. Ingo Friedrich, Chri-
stine Lieberknecht

� Dr. Angela Merkel und
Christine Lieberknecht

� Der neugewählte EAK
Bundesvorsitzende Jochen
Borchert mit Dr. Angela
Merkel, Dr. Ingo Friedrich
und Harald Häßler



intensiv und differenziert mit Prof.
Honecker und dem Stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU- Fraktion,
Wolfgang Bosbach, über die gesetzge-
berischen Möglichkeiten sprechen, die
etwaige Diskriminierungen von Homo-
sexuellen unmöglich machen.

2.Kurz vor Weihnachten stimmte
das britische Parlament dem Klo-

nen menschlicher Embryos für thera-
peutische Zwecke zu. Ich habe damals
zu dieser Entscheidung der Briten deut-
lich Stellung bezogen und formuliert,
„dass hier werdendes Leben den
Gesundheits- und Wirtschaftsmaximen
einer sog. freien Gesellschaft geopfert
wird.“ Noch mehr als diese Entschei-
dung hat mich aber die Reaktion des
Bundeskanzlers irritiert, der hinsichtlich
der aufflammenden Debatte in Deutsch-
land über das therapeutische Klonen so-
wie der Gentechnologie generell davon
sprach, dass man diesem Thema „ohne
ideologische Scheuklappen“ begegnen
müsse. Hinter dieser Aussage steckt
wiederum eine klare Absage an eine
Diskussion, die es wagt christliche Argu-
mente oder überhaupt eine christlich
motivierte Ethik ins Feld zu führen. 

Denn wenn der Bundeskanzler so etwas
sagt, muss man ihn doch fragen dürfen,
was er damit meint, wenn er von „ideo-
logischen Scheuklappen spricht“. Ich
habe ihn als Vorsitzender des Evangeli-
schen Arbeitskreises daraufhin auch die
Frage gestellt, ob er unter dieser Ideolo-
gie vielleicht jene versteht, die beim The-
ma des Embryonenschutzes es wagt, mit
dem Argument der Menschenwürde zu
argumentieren, also letztlich mit der
christlichen „Ideologie“. 

Mit dieser Anfrage, die ich kurz vor
Weihnachten stellte, sollte ich gar nicht
fehl gelegen haben. Im Gegenteil:
Gleich am Anfang dieses Jahres be-
stätigte der damals designierte Kultur-
staatsminister Julian Nida-Rümelin, die
Position, die ich bei unserem Bun-
deskanzler vermutete. Ohne ethische
Scheuklappen sprach er das aus, was bei
Schröder noch nebulös wirkte. Und ich
habe Herrn Nida-Rümelin daraufhin
heftig attackiert. 

Im Ansatz ist bei Nida-Rümelin nämlich
das zu spüren, was bei dem Nobel-

preisträger Watson uns in ausgeformter
Art begegnet: Eine skrupellose Argu-
mentation, die allein lebenswertes Le-
ben dem Wesen zugesteht, das ohne
Fehl und Tadel wird oder ist. Es erfüllt
mich mit Genugtuung, dass die Aussage
des Kulturstaatsministers, dass die Men-
schenwürde an die Selbstachtung ge-
knüpft sei, in dieser Woche bei einer
Diskussion deutlich relativiert wurde.
Auf Grund des Protestes des Evangeli-
schen Arbeitskreises und der beiden
großen Kirchen, hat Herr Nida-Rümelin
zugestanden, dass er eine verkürzte De-
batte initiiert hat. Auch wenn diese Ein-
sicht spät kommt, so ist es doch beruhi-
gend zu wissen, dass auch er vor einigen
Tagen in Berlin geäußert hat, dass das
„therapeutische Klonen“ ein Irrweg ist. 

3.Durch die Legalisierung der akti-
ven Sterbehilfe in den Niederlan-

den hat nicht nur ein Kulturstaat ethi-
sche Dämme brechen lassen, sondern
wir sind von dieser politischen Entschei-
dung auch selbst getroffen worden. Die
strikte Ächtung der Euthanasie wird
auch bei uns in Deutschland in Frage ge-
stellt. Es geht um die Frage, ob durch ei-
nen aktiven Eingriff wirklich Barmher-
zigkeit an Schwerstkranken geübt wird,
oder ob die  – lassen Sie es mich dra-
stisch sagen – oder ob die Tötung auf
Verlangen der Startschuss für die Entta-
buisierung des Tötens leidender Men-
schen überhaupt ist. Denn hier liegt ja
das Argument der Befürworter schneller
Lösungen, dass es barmherzig gegenü-
ber den Leidenden ist. Ist es barmherzig,
frage ich? Mit Blick auf so manchen
Schwerstkranken mag ich vielleicht in
mir leise „ja“ sagen, aber ist mit Blick auf
diese Leidenden die Euthanasie wirklich
der richtige, der gangbare Weg? Und
ich sage Ihnen deutlich „Nein“. 

Es muss andere Wege geben, mit ster-
benden Menschen umzugehen. Dies ist
nicht zuletzt von größter Notwendigkeit
für das Verhältnis zwischen Arzt und Pa-
tient. Was mutet man der Familie und
den Kranken denn zu? Was dem Arzt?
Meine Damen und Herren, es kann nicht
um die Entsorgung menschlichen Le-
bens nach Wunsch gehen, sondern al-
lein um die Humanisierung des Sterbens.
Hier gibt es in unserem Land durch die
Hospizbewegung hoffnungsvolle An-
sätze, die durch die Politik begleitet wer-

den und unterstützt werden müssen.
Hier handelt es sich um ein Thema, bei
dem genuin christlich argumentiert wer-
den kann. Dies haben wir getan und ich
freue mich, dass wir hierzu noch einmal
dezidiert Stellung beziehen.

4.Ein paar Sätze möchte ich aber
noch dem Thema widmen, das

mich als ehemaligen Landwirtschafts-
minister sehr berührt und betroffen ge-
macht hat und mich auch täglich beglei-
tet wie sie sich vorstellen können. Nur so
viel möchte ich zu BSE sagen. Wir haben
in der Regierungsverantwortung 1993
alles dafür getan, dass die Tiermehlver-
fütterung an Rinder verboten wurde.
Dies habe ich gegen erbitterten Wider-
stand gegen die Europäische Union
durchgesetzt. Das Importverbot eng-
lischer Rinder hat damals mit Brüssel
zu heftigen Auseinandersetzungen ge-
führt. 

Die neue Ministerin für Landwirtschaft
und Verbraucherschutz merkt aber erst
jetzt, dass Sie es mit einer starken EU zu
tun hat und Sie wird bald damit kon-
frontiert werden, dass wiederum hun-
dert Tausende von Rindern vernichtet
werden müssen. Das wird in Deutsch-
land Proteste geben. Und ich habe mich
schon vor Wochen dafür eingesetzt,
dass Rinder nicht einfach vernichtet
werden, sondern als Nahrungsmittel
den Ländern zur Verfügung gestellt
werden, die Ernährungsprobleme ha-
ben und in denen Armut herrscht. Ich
freue mich, dass meine Vorschläge von
der Bundesregierung aufgenommen
wurden und jetzt geprüft werden. Wir
dürfen nicht leichtfertig hochwertiges
und vor allem geprüftes Fleisch sinnlos
vernichten. Dies ist wirklich zu Recht ein
Skandal. 

Der Evangelische Arbeitskreis ist auf ei-
nem guten Weg. Ich freue mich, dass
Sie diesen Weg kreativ und kraftvoll
mitgehen vor Ort, in Ihrer Stadt, in
Ihrem Kreis, in Ihrem Land. Ohne Ihren
Einsatz wäre all das, was landauf - lan-
dab stattfindet nicht möglich. Hierfür
möchte ich mich an dieser Stelle einmal
mit allem Respekt vor dem Geleisteten
bedanken. All das, was Sie tun, ist nicht
selbstverständlich. Ich hoffe, dass wir
den eingeschlagenen Weg noch eine
gute Zeit gemeinsam gehen können. �

EAK-Bundestagung
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� Erklärung des EAK 
zur „Euthanasie“
38. Bundestagung in Fulda

Im Gegensatz zur Legalisierung der Euth-
anasie in den Niederlanden muss in
Deutschland ein anderer Weg beschrit-
ten werden, um dem Leiden Schwerst-
kranker zu begegnen. Dem Leiden des
Einzelnen die „Barmherzigkeit“ der To-
desspritze gegenüberzustellen, verweist
auf eine falsche Alternative. 

Menschliches Leben ist im Werden und
im Vergehen mehr noch als sonst abhän-
gig von der Begleitung anderer Men-
schen. Diese Begleitung ist gekennzeich-
net vom gegenseitigen Vertrauen. Dieses
Vertrauen ist die Grundlage für ein posi-
tives Verhältnis zwischen Arzt und Pati-
ent. Es gründet auf der Gewissheit, dass
der Arzt bis heute im Sinne des hippokra-
tischen Eides handelt, der besagt: „Nie
werde ich, auch nicht auf eine Bitte hin,
ein tödlich wirkendes Gift verabreichen
oder auch nur einen Rat dazu erteilen.“ 

Diese Vertrauensgrundlage ist im höch-
sten Maße gefährdet, wenn auf Grund ei-
nes Gesetzes oder einer Verfügung der
Arzt die Möglichkeit zugesprochen be-
kommt, aktive Sterbehilfe am Patienten
auszuüben. Der Wunsch nach dem Tod
auf Bestellung ist nicht der höchste Aus-
druck menschlicher Selbstbestimmtheit,
sondern der Ruf nach Begleitung in höch-
ster Not. Die Würde im Sterben muss in
Zukunft mehr als bisher im deutschen Ge-
sundheitswesen Berücksichtigung finden. 

Der Evangelische Arbeitskreis der CDU/
CSU möchte das öffentliche Bewusstsein
für die großartige Arbeit der Menschen
wecken, die das Sterben und den Tod
nicht verdrängen, sondern sich damit aus-
einandersetzen, indem sie Sterbenden den
letzten Lebensabschnitt so erträglich und
vor allem so menschenwürdig, wie es
eben geht, gestalten. Dank und Anerken-
nung für diese Tätigkeit.

Patienten und ihre Familien, sowie die
behandelnden Ärzte würden durch ein
Gesetz, das die aktive Sterbehilfe legali-
siert, unter einen enormen Gewissens-
druck gesetzt. Der scheinbar befreiende
Akt des aktiven Tötens Sterbenskranker
passt in eine Welt, die Krankheit, Leiden

und Tod aus ihren Augen verloren hat.
Dies widerspricht unserem christlichen
Bild vom Menschen, nach dem dem
Menschen auch die Verfügung über 
das eigene Leben entzogen ist. Jeder
Mensch, auch der Sterbende, hat die volle
Würde menschlichen Lebens. Sie steht
unter dem Schutz des Grundgesetzes.

Die Ehrfurcht vor dem menschlichen Le-
ben gebietet es daher, dass in Deutschland
mit höchster Notwendigkeit daran gear-
beitet wird, dass die Palliativmedizin in al-
len Bereichen stark gefördert wird. Dieser
Zweig des Gesundheitswesens, der sich
mit Linderung des Leidens und mit kom-
petenter Schmerztherapie befasst, wo
Heilung aussichtslos ist, muss gestärkt
werden. Die Bundesregierung hat bisher
eine angemessene Förderung dieses un-
terversorgten Bereichs  vernachlässigt. In
diesem Zusammenhang ist zu überlegen,
inwieweit das Betäubungsmittelgesetz ei-
ner barmherzigen Tumorschmerztherapie
zum Teil entgegensteht. 

Anstatt dem Leben abrupt durch die akti-
ve Sterbehilfe ein Ende zu setzen, muss
dem Patienten ein menschenwürdiger
Ausweg aus seinem unerträglichen Lei-
den gewiesen werden. Der EAK setzt sich
daher dafür ein, dass schmerztherapeuti-
sche Behandlungen in den Leistungska-
talog der Krankenkassen aufgenommen
werden. Wenn in der Gesellschaft dieses
Ziel erreicht wird, verringert sich der Ruf
nach aktiver Sterbehilfe. �

� Erklärung des EAK
zur Verletzung der politischen
Kultur in Deutschland
38. Bundestagung in Fulda

Der Umweltminister, Jürgen Trittin, hat
durch seine schwere verbale Entglei-
sung das politische Klima in Deutsch-
land stark belastet. Laurenz Meyer die
„Mentalität eines Skinheads“ und da-
mit die Bereitschaft zur Gewalt zu unter-
stellen, ist ein Frontalangriff auf die
Werte, die die politische Kultur in
Deutschland auszeichnen. Diese Aussa-
gen mit einer Charakterisierung des
äußeren Erscheinungsbildes des Gene-
ralsekretärs der CDU in Verbindung zu
bringen, erinnert an den Jargon des
„Straßenkämpfers“ Trittin, der schon in

der Unterhaltung mit Michael Buback
erschreckend deutlich hörbar wurde.
Jürgen Trittins Angriffe verdeutlichen,
dass er es nicht scheut, christdemokrati-
sche Politiker wie Laurenz Meyer mit
Rechtsradikalen gleichzusetzen. Er diffa-
miert dadurch eine demokratische Partei
im Ganzen. Es darf nicht angehen, dass
eine Aussage, die die Worte „stolz“ und
„deutsch“ in einem Satz mit sich führt,
als rechtsradikales Gedankengut  gewer-
tet und abgestempelt wird. 

Die politische Kultur in Deutschland hat
in der weltweiten Politik in den letzten
Jahrzehnten großes Ansehen gewon-
nen. Dies lag nicht zuletzt an dem Stil,
mit dem Politikerinnen und Politiker in
der Öffentlichkeit und im Parlament zu
Sachfragen Stellung bezogen haben,
sondern auch daran, dass den politi-
schen Äußerungen abzuspüren war,
dass es im Streit um das Wohl des eige-
nen Landes ging. Verbale Auseinander-
setzungen galten und gelten auch heu-
te noch in der Regel der Sache und nicht
der Person, mit der man sich im politi-
schen Streit befindet. Diese politische
Kultur muss gepflegt werden und sie
darf nicht leichtfertig gefährdet werden. 

Die Mediengesellschaft fordert die in
Deutschland gewachsene politische Kul-
tur täglich heraus, in dem sie zur Vereinfa-
chung, zur Zuspitzung und Überzeich-
nung auffordert. Dieser medialen Versu-
chung müssen nicht nur der Kanzler oder
die Bundesminister widerstehen, sondern
generell die Menschen, die politische Ver-
antwortung in Deutschland tragen. Als
Personen des öffentlichen Lebens tragen
sie für die demokratische Streitkultur in
Deutschland eine hohe Verantwortung.
Dies gilt für alle Parteien.

Aus diesem Grund ist es kein zu tolerie-
render Weg, dass verbale Attacken dif-
famierenden Charakters im politischen
Leben ohne Folgen bleiben dürfen. Der
politische Gegner darf nicht zum politi-
schen Feind werden. Die Würde der
Menschen, die sich täglich durch ihre
politische Handlung der Öffentlichkeit
stellen, muss sorgsam bewahrt werden. 

Der Evangelische Arbeitskreis fordert den
Bundeskanzler auf, die politische Kultur in
Deutschland dadurch zu stärken, dass er
sich von seinem Umweltminister trennt. �

Erklärungen des EAK zur „Euthanasie“ + zur „politischen Kultur“
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Eugen Rosenstock-Huessey:
„Des Christen Zukunft oder
wir überholen die Moder-
ne“ Brendow Verlag, 
ISBN 3 87067 257 9, 290 S.

Warum es sich lohnt, ein so
„altes“ Buch – erschienen
1945 in den USA - zu lesen

E. Rosenstock-Huessey (1888
-1973) war Professor für
deutsche Rechtsgeschichte
und Soziologie in Breslau.
1921 hatte er die Akademie
für Arbeit geschaffen und
seit 1926 richtete er Arbeits-
lager für Arbeiter, Bauern
und Studenten ein und sam-
melte Erfahrungen damit,
wie das von schweren Ver-
werfungen gezeichnete ge-
sellschaftliche Leben nach
dem 1. Weltkrieg zu erneu-
ern wäre. 1933 wanderte er 
in die USA aus. Der wissen-
schaftlich-technische Ent-
wicklungs- und Erfahrungs-
vorsprung der USA vor Euro-
pa wurde im 2. Weltkrieg
und danach immer deutli-
cher. Seine Grundlage ist die
moderne amerikanische Ge-
sellschaft. Die politische und
militärische Stärke der USA
ist nur die sichtbare Folge der
zu Grunde liegenden gesell-
schaftlichen und wissen-
schaftlich-technischen Kraft-
quellen. Mit Ausnahme der
beiden maßgebenden Ent-
wicklungen der Nachkriegs-
zeit, – der elektronischen Da-
tenverarbeitung (Internet)
und der Biotechnik (Gen-

technik u.Ä.) – lagen in den
USA alle Faktoren bereits klar
zu Tage, die das Leben in Eu-
ropa heute auch bestimmen.

Was wollte E. R.-H.,
wonach suchte er?

Angesichts des ungelösten
Problems der Massenarbeits-
losigkeit und der Sinnent-
leerung des Lebens vieler
Menschen infolge einer stark
funktionalisierten Arbeitswelt,
die große Teile des Lebens
der Menschen ausblendet,
einerseits und einer Vorort-
Wohnwelt, in der wichtige
existentielle Grunderfahrun-
gen nicht mehr vorkommen,
andererseits, überprüfte und
durchforschte E. R.-H. die
gesamte christliche und
außerchristliche Geschichte
daraufhin, ob und wie der
christliche Glaube vor diesen
Problemen bestehen und
welchen Beitrag er zu ihrer
Lösung leisten kann.

In der Person von E. R.-H.
trafen auf Grund seines Le-
bensweges die alt-europäi-
sche  und die amerikanische
Wirklichkeit zusammen. Die-
ses Zusammentreffen erwies
sich als ungemein fruchtbar.
In seinem Buch „Des Chri-
sten Zukunft“ zog er die Bi-
lanz seiner Erfahrungen dies-
seits und jenseits des Atlan-
tik. Aber-, und das ist ent-
scheidend!-: er nimmt die
Menschheit und die ganze
Welt in Blick.

Gesellschaftlich und politisch
hat Europa seit 1945 ge-
genüber den USA kräftig
aufgeholt. Dasselbe gilt lei-
der nicht für die christliche
Kirche, die sich in überholten
Abgrenzungen schwächt und
zu besorgt ist um die Erhal-
tung viel zu schwerfälliger
Institutionen und Strukturen.
In ihrer Verkündigung und in
ihrem Leben zeigt sich zu-
dem ein erschreckender Ab-

stand von der heutigen Welt,
und sie gibt vielen Menschen
und der Welt kaum noch
Orientierung. Dies ist aber
ihre ureigenste Aufgabe. Nur
hierin ist die eine christliche
Kirche unersetzlich.

Was erwartet den Leser?

Im ersten Teil des Buches gibt
E. R.-H. eine Standortbe-
stimmung und umreißt die
Probleme, in und vor denen
wir stehen. Im zweiten Teil
legt er die bestimmenden
Faktoren des christlichen
Zeitverständnisses bloß und
zeigt, dass und wie die Ge-
schichte von dem lebendi-
gen, dreieinigen Gott ge-
schaffen und vorwärts be-
wegt wird. Die Zukunft hat
unbedingten Vorrang, weil
Christus der Kommende ist.
Die Naturwissenschaft und
der Fortschritt werden als
Kinder des christlichen Glau-
bens erwiesen, ohne den sie
verkommen. Der Verfasser
weist auf den Vormarsch und
die tragende Bedeutung des
biblischen Singulars hin: der
eine Gott – die vielen Götter;
die eine Welt (Schöpfung) –
die vielen, partikularen Wel-
ten; das eine Wort (Christus)
– die vielen, von Sinnentlee-
rung bedrohten Wörter; die
eine Geschichte – die vielen,
zusammenhanglosen und
widersprüchlichen Geschich-
ten; der eine Mensch (Chri-
stus) – die vielen Menschen
aller Farben, Rassen, Kultu-
ren; der eine Geist Gottes –
die vielen Geister (Dämoni-
sierung des Lebens droht);
die eine Kirche – die in Kon-
fessionen zerfallenden Kir-
chen. Geht dieser Singular in
seinen verschiedenen Aus-
prägungen verloren, dann
zerfällt die Welt. Sie wird vom
Rückfall ins Chaos bedroht.

Aufregend ist die Aktualität
der Beispiele und Hinweise,
die der Leser findet. Im

dritten Teil schließlich wird
alle Welt, einschließlich der
großen Kulturen und Religio-
nen, dem Leib Christi zuge-
ordnet und findet daher sei-
nen Platz auf dem „Kreuz der
Wirklichkeit“. Das Kreuz
Christi schließt in sich das
Vorwärts (Zukunft) und das
Rückwärts (Vergangenheit)
sowie im Jetzt das Innen und
das Außen des Lebens. Von
diesem Kreuz gilt, außerhalb
seiner gibt es kein Heil.

Der lebendige Gott und seine
ganze Welt mit all ihrem Le-
ben sind in diesem Buch mit
Hilfe ordnender Unterschei-
dungen und Prioritätenset-
zungen zusammengedacht.
Der Gedankengang ist trotz
mancher Sprünge klar und
leuchtend. Die Sprache ist
kraftvoll und lebendig, oft
leidenschaftlich und mit Bil-
dern und Beispielen berei-
chert. Der aufmerksame Le-
ser wird großen Gewinn aus
der Lektüre dieses Buches
ziehen: er begreift den Scha-
den des heutigen Christen-
tums und sieht, wozu es
nötig und auch imstande ist,
wenn es gesundet.

Eduard Berger

Anm.:
Bischof a.D. Eduard Berger

ist Beauftragter der
evangelischen Landeskir-

chen beim Freistaat Sachsen.

Peter Maser:
Die Kirchen in der DDR 
Hrsg.: Bundeszentrale für
Politische Bildung
Bonn 2000
ISBN 3-89331-401-6

Das von der Bundeszentrale für
politische Bildung herausgege-
bene und von Peter Maser ver-
fasste Buch bietet einen ge-
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strafften Einblick in den Weg der Kirchen
im Bereich der einstigen DDR von 1945 bis
1990. Der Verfasser – bis 1977 in der DDR
wohnhaft – gilt als besonderer Kenner die-
ser Problematik. Er war maßgeblich an der
Arbeit der beiden Enquete-Kommissionen
des Bundestages „zur Aufarbeitung der
DDR-Diktatur“ beteiligt. Von inzwischen
erschienenen Veröffentlichungen zum
Thema „Kirche in der DDR“ unterscheidet
sich der vorliegende nicht zu umfangrei-
che Band durch interessante Bebilderung
und Dokumentation. Die Aufmachung ist
gut und übersichtlich. Besonderes Interes-
se erweckt natürlich, was zum Verhältnis
von Kirchen und Staat – auch zum Staats-
sicherheitsdienst – geschrieben wird. Da-
bei wird nicht vergessen, dass es im kirchli-
chen Dienst nicht nur um politische Dinge
ging. Den Vorgängen kurz vor der Wende
wird besondere Aufmerksamkeit gewid-
met. Es wird nicht verschwiegen, dass es
unter führenden Männern der Evangeli-
schen Kirche nicht wenige Männer gab,
deren Verhältnis zur Wiedervereinigung
Deutschlands gespalten war. Sie glaub-
ten noch immer an einen „verbesser-
lichen Sozialismus“. Das Studium dieses
Buches kann dringend empfohlen wer-
den.

Reinhard Steinlein

Anm.: 

Gegen eine Bereitstellungspauschale
von 3,- DM kann das Buch über die

Bundeszentrale bezogen werden.
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